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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde von der Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Freiburg im Sommersemester 2009 als Dissertation ange-
nommen. Die zitierten Vorschriften des Eurotransplant Manuals sind auf 
dem Stand vom 15. Oktober 2007; im Übrigen wurden Rechtsprechung 
und Literatur sowie Änderungen der einschlägigen Vorschriften und Inter-
netverweise bis zum 1. Oktober 2009 berücksichtigt. 

Die Arbeit entstand im Rahmen meiner Tätigkeit als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Lehrstuhl für Staats- und Verwaltungsrecht der Universität 
Freiburg unter Betreuung von dessen Leiter, Herrn Professor Dr. Friedrich 
Schoch, dem hierfür mein ganz besonderer Dank gilt. Seine umfassenden, 
zügigen und kritischen Anmerkungen haben entscheidend dazu beigetra-
gen, dass und wie diese Arbeit Gestalt annahm. In seiner wissenschaftli-
chen Arbeitsweise, die juristische Präzision mit unvoreingenommener Of-
fenheit gegenüber den tatsächlichen Rahmenbedingungen des Rechts ver-
eint, ist er mir ein Vorbild. Zudem habe ich ungemein von meiner Tätig-
keit am Lehrstuhl profitiert, den Herr Prof. Dr. Schoch zu einem Ort ge-
macht hat, der wegen seiner offenen und freundschaftlichen Atmosphäre 
für alle dort tätigen jungen Juristen mehr ist als nur ein Arbeitsplatz, an 
dem selbstständiges und kollegiales wissenschaftliches Arbeiten möglich 
ist. Für das zügige und instruktive Zweitgutachten danke ich Herrn Prof. 
Dr. Thomas Würtenberger. Zudem sei der Rechtswissenschaftlichen Fakul-
tät der Universität Freiburg für die Aufnahme in die Schriftenreihe Frei-
burger Rechtswissenschaftliche Abhandlungen gedankt.

Ohne ein grundlegendes Verständnis der zentralen transplantationsme-
dizinischen Zusammenhänge sowie der praktischen Probleme des Trans-
plantationsalltags ist eine fundierte Auseinandersetzung mit dem Trans-
plantationsrecht nicht denkbar. Meine entsprechenden Kenntnisse wurden 
durch ein Gespräch mit dem Leiter des Transplantationszentrums Freiburg, 
Herrn Dr. Przemyslaw Pisarski, und dem Freiburger Transplantationskoor-
dinator der Deutschen Stiftung Organtransplantation, Herrn Stephan Ar-
winski, entscheidend gefördert. Hierfür gebührt ihnen mein herzlichster 
Dank. Auf einige Erkenntnisse aus diesem Expertengespräch habe ich in 
meiner Arbeit auch Bezug genommen; sie sind in den Fußnoten entspre-
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chend gekennzeichnet. Für die freundliche und informative Unterstützung 
bei meiner Vorstellung beim Transplantationszentrum Freiburg danke ich 
zudem dessen Sekretärin, Frau Silvia Hils. 

Darüber hinaus möchte ich mich auch bei meiner Schwester, Dr. Han-
nah Bader, für ihre wertvolle Hilfe zum Verständnis komplexer biologi-
scher Zusammenhänge bedanken. Dem Institut für Demoskopie Allensbach 
danke ich für die freundliche Bereitstellung von Statistiken bezüglich der 
Einstellung der Bevölkerung zur Organspende, die ich im ersten Kapitel 
verwendet habe. Zuletzt sei auch meinen Großeltern, Joan und Keith Tra-
cy, mein herzlichster Dank für ihre großzügige finanzielle Unterstützung 
bei der Veröffentlichung dieser Arbeit ausgesprochen.

Gewidmet ist diese Arbeit meinen Eltern, denen ich schlicht alles ver-
danke. Ohne die andauernde und bedingungslose Unterstützung meiner 
Mutter, Jean Tracy, gerade auch in schwierigen Zeiten hätte ich weder das 
Studium noch die Promotion jemals bewältigen können. Mein Vater, Mar-
tin Bader, hat die Fertigstellung dieser Arbeit nicht mehr erleben können. 
Mit seinem kritischen Denken und seinem gelebten Humanismus hat er 
jedoch tiefe Prägungen in mir hinterlassen, die auch in dieser Arbeit ihren 
Ausdruck finden. Es vergeht kein Tag, an dem ich ihn nicht vermisse.

Freiburg, im Oktober 2009 Mathis Bader
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Einleitung

A. Ressourcenknappheit in der Transplantationsmedizin

Die materiellen Güter sind begrenzt, die Bedürfnisse des Menschen sind 
unbegrenzt. Seit jeher speist sich nicht zuletzt aus diesem Widerspruch die 
Legitimation des Rechts. Denn die gerechte Verteilung knapper Güter ist 
eine der Kernfunktionen des Rechts. Unterbleibt sie, so herrscht das ge-
walttätige Recht des Stärkeren. Nur wenn sie zumindest ansatzweise ge-
lingt, ist der (Rechts-)Frieden dauerhaft gesichert1. In unserem heutigen, 
mehr oder minder stabilen demokratischen Rechtsstaat mag das Szenario 
eines anarchischen und gewalttätigen Verteilungskampfes fern liegend 
erscheinen. Gleichwohl wird der Blick auch bei der Beschäftigung mit dem 
geltenden Recht gelegentlich auf diese Kernfunktion des Rechts gelenkt. 
Nirgends geschieht dies so deutlich wie im Recht der Organverteilung. 
Dies hat zwei Gründe.

Zum einen ist Ressourcenknappheit selten so offensichtlich und so klar 
bezifferbar wie im Rahmen der Transplantationsmedizin2. So standen im 
Einzugsbereich der auch für die Organverteilung in Deutschland zuständi-
gen internationalen Organvermittlungsstelle „Stichting Eurotransplant In-
ternational Foundation“ im Jahr 2008 3.522 durchgeführten postmortalen 
Nierentransplantationen 11.082 bedürftige Patienten auf der Warteliste 
gegenüber, so dass die Nachfrage in diesem Bereich mehr als das Dreifa-
che des Angebots betrug3. Auch bei der Herz- bzw. Lebertransplantation 
konnte nur etwa die Hälfte bzw. zwei Drittel der Nachfrage gestillt wer-
den4. Die Zahlen für Deutschland im selben Zeitraum bewegen sich in ähn-

1 Vgl. Rüthers, Rechtstheorie, Rn. 74a, 79.
2 Vgl. Nitsche, Politik und Organspende, S. 113.
3 Vgl. Eurotransplant 2008, S. 30, 32.
4 581 Herztransplantationen bei 1.064 Patienten auf der Warteliste und 1.606 post-

mortale Lebertransplantationen bei 2.442 Patienten auf der Warteliste. Allein bei der 
Lungentransplantation (972 Transplantationen bei 916 Patienten auf der Warteliste) lässt 
sich auf den ersten Blick keine entsprechende Divergenz feststellen; gleichwohl starben 
auch in diesem Bereich im Jahr 2008 159 Patienten auf der Warteliste. Vgl. zum Ganzen 
Eurotransplant a. a. O., S. 30, 32, 34.
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lichen Dimensionen5. Angesichts der strengen Selektion im Rahmen der 
Zulassung zur Warteliste ist zudem zu berücksichtigen, dass die Warte-
listen den tatsächlichen Organbedarf nur unvollständig widerspiegeln und 
dieser de facto wesentlich höher liegt6. 

Zum anderen gibt es in den hoch entwickelten Industrienationen wohl 
kaum einen Bereich, in dem Ressourcenknappheit so unmittelbar einsichti-
ge dramatische Folgen hat. So starben im Jahr 2008 auf der Warteliste 
Eurotransplants für den Bereich Niere 410 Patienten, für den Bereich Herz 
196 Patienten, für den Bereich Lunge 159 Patienten und für den Bereich 
Leber 463 Patienten, denen nicht rechtzeitig ein Organ zugeteilt werden 
konnte7. Die Entscheidung über die Verteilung der vorhandenen Organe 
stellt sich somit in einer Vielzahl der Fälle buchstäblich als eine Entschei-
dung über Leben und Tod dar: „Wer soll sterben, wenn nicht alle leben 
können?“8

B. Erkenntnisinteresse

Die obigen Zahlen belegen die dramatischen Folgen des Organmangels 
und verdeutlichen zugleich, welch dringliche Bedeutung der gerechten 
Organverteilung zukommt. Wie diese beiden Grundprobleme der Trans-
plantationsmedizin aus juristischer Sicht gelöst werden können, ist Ge-
genstand der vorliegenden Untersuchung.

I. Eingrenzung des Untersuchungsgegenstands
Neben der Erörterung möglicher Strategien gegen den Organmangel wird 
sich diese Arbeit mithin auf die Organverteilung konzentrieren, die aus
juristischer Perspektive bisher kaum ausführlich untersucht worden ist9. In

5 Niere: 2.753 durchgeführte Transplantationen bei ca. 8.000 Patienten auf der Warte-
liste (DSO 2008, S. 26, 28). Herz: 382 Transplantationen bei 719 Neuanmeldungen für 
die Warteliste (DSO 2008, S. 34). Lunge: 270 Transplantationen bei 442 Neuanmeldun-
gen für die Warteliste (DSO a. a. O., S. 41). Leber:  1.122 Transplantationen bei 1.649 
Neuanmeldungen für die Warteliste (DSO a. a. O., S. 37).

6 Vgl. Schroth-Gutmann, TPG, § 10 Rn. 9. Dies dürfte i. Ü. auch mit einer restriktiven 
Wartelistenpolitik der Transplantationszentren zusammenhängen, vgl. Höfling-Feuer-
stein, TPG, Anhang 2 zu § 16 Rn. 1 f.; sowie ausführlich sechstes Kapitel, Glp. C II 1 a)
bb). 

7 Vgl. Eurotransplant 2008, S. 34.
8 So Schroth-Gutmann, TPG, Vor § 12 Rn. 1. 
9 In juristischer Hinsicht widmen sich diesem Thema umfassend lediglich Conrads, 

Organallokation; Junghanns, Verteilungsgerechtigkeit; Oelert, Organallokation; sowie 
jüngst Gutmann/Fateh-Moghadam, Rechtsfragen der Organverteilung; Norba, Rechtsfra-
gen der Transplantationsmedizin. Für die Schweiz vgl. Schott, Organallokation.
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soziologischer10 und v. a. moralphilosophischer11 Hinsicht ist die Proble-
matik dagegen bereits vielfach und umfassend thematisiert worden. Wäh-
rend insb. im Zusammenhang mit der Darstellung des gegenwärtigen 
Transplantationssystems und seiner Entstehung auf soziologische Untersu-
chungen zurückgegriffen werden kann (und muss), wird die moralphiloso-
phische Sicht auf die Organverteilung im Folgenden weitgehend ausge-
klammert. Zum einen würde eine umfassende Darstellung der entsprechen-
den (insb. internationalen) philosophischen Diskussion, die sich äußerst 
vielschichtig gestaltet und inzwischen einen enormen Umfang erreicht hat, 
den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Zum anderen kann diese Diskussion 
für die juristische Beurteilung der Organallokation ohnehin nur sehr be-
grenzt fruchtbar gemacht werden, da der rechtliche Rahmen für die Organ-
verteilung teils weiter12, teils enger13 ausfällt als der ethische, jedenfalls 
aber von anderen Wertungen geprägt ist14. Ethische Aspekte der Organal-
lokation sollen in dieser Arbeit daher nur an gegebener Stelle unterstüt-
zend zum Verständnis oder im Rahmen der (verfassungs)rechtlichen Dis-
kussion einzelner Kriterien einbezogen werden15. Dagegen setzt eine fun-
dierte Auseinandersetzung mit den Verfahren und Kriterien der Organallo-
kation zumindest ein Grundverständnis medizinischer Aspekte des Trans-
plantationswesens voraus, das daher auch in dieser Arbeit vermittelt wer-
den soll16.♥

Zur Präzisierung des Begriffs „Organverteilung“ kann an das vierstufige 
ökonomische Modell zur Erfassung von Allokations-, d. h. Gütervertei-
lungsprozessen angeknüpft werden, dass der Gesundheitsphilosoph Engel-

10 Vgl. Feuerstein, Transplantationssystem; Schmidt, Politik der Organverteilung.
11 Die internationale wie nationale Literatur zu ethischen Fragen der Organverteilung 

ist praktisch unübersehbar. Vgl. grundlegend statt vieler Gutmann/Land, Organvertei-
lung; Lachmann/Meuter, Medizinische Gerechtigkeit; Veatch, Transplantation Ethics; die 
umfassenden Literaturnachweise bei Gutmann, Für ein neues TPG, S. 113 (Fn. 411); 
sowie die Bibliographie im Anhang von Lachmann/Meuter, Gerechte Organverteilung. 

12 So ist der Gesetzgeber vor dem Hintergrund des für die Organverteilung wesentli-
chen Art. 3 Abs. 1 GG grundsätzlich nicht verpflichtet, die gerechteste, sondern nur eine 
sachlich vertretbare Lösung zu finden; vgl. BVerfGE 50, 57 (77) sowie ausführlich 
sechstes Kapitel, Glp. B III 1. 

13 Insb. der Grundsatz der Lebenswertindifferenz gem. Art. 2 Abs. 2 S. 1 i. V. m.
Art. 1 Abs. 1 GG steht einer Vielzahl in der philosophischen Literatur diskutierter Allo-
kationskriterien entgegen; vgl. viertes Kapitel, Glp. B III 4 c); sowie das siebte Kapitel. 

14 Ähnlich Gutmann/Fateh-Moghadam, Rechtsfragen der Organverteilung II, S. 81.
15 So v. a. im siebten Kapitel. Einen ähnlichen Ansatz wählt Junghanns, Verteilungs-

gerechtigkeit, S. 40.
16 So v. a. im fünften Kapitel. Für eine (Laien-)Einführung in die medizinischen Hin-

tergründe der Organtransplantation vgl. Schlich, Transplantation. 
♥
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hardt vorgeschlagen hat17. Demnach ist zwischen Makro- und Mikroalloka-
tion zu unterscheiden. Die Entscheidung darüber, welcher Anteil des öf-
fentlichen Haushalts für das Gesundheitssystem insgesamt aufzuwenden 
ist, wird auf der sog. Makroallokationsebene I getroffen. Auf der Makroal-
lokationsebene II wird darüber entschieden, wie die Mittel innerhalb des 
Gesundheitssystems zu verteilen sind (zwischen Forschung, Behandlung, 
Prävention, den einzelnen Medizinbereichen, etc.). Die konkrete Zuwei-
sung spezieller Leistungen an Patienten wird dagegen als Mikroallokation 
bezeichnet. Im Rahmen der Mikroallokationsebene I werden Kriterien für 
die Zuweisung von Leistungen an bestimmte Patientengruppen festgelegt 
(z. B. Patienten eines bestimmten Alters, mit bestimmten Krankheiten oder 
bestimmten sozialen Kriterien), während die Mikroallokationsebene II die 
individuell-konkrete Entscheidung betrifft, ob ein bestimmter Patient eine 
bestimmte Leistung – im hiesigen Kontext ein Organ – erhalten soll. Die 
vorliegende Arbeit befasst sich ausschließlich mit der Mikroallokation. 

In zeitlicher Hinsicht betrifft die Organverteilung die Zeitspanne zwi-
schen der Organentnahme vom hirntoten Organspender und der Implanta-
tion des Organs beim Empfänger. Inhaltlich geht es ausschließlich um die 
Leichenspende, da bei der Lebendspende der (dem Spender nahe stehende) 
Empfänger des Organs nach Maßgabe des § 8 Abs. 1 S. 2 TPG vom Spen-
der bestimmt wird und sich ein Verteilungsproblem hier daher gar nicht 
stellt. Des Weiteren beschränkt sich diese Arbeit auf die Untersuchung der 
Verteilung der Organe Herz, Niere und Leber. Dies sind die mit Abstand 
häufigsten Arten der Organtransplantation18; die Nierentransplantation ist 
zudem auch die älteste Form der Organtransplantation, der historisch in 
vielerlei Hinsicht eine Pionierrolle zukam19. Zudem werden für die Trans-
plantation dieser Organe im Wesentlichen all diejenigen Kriterien disku-
tiert, die – unter Berücksichtigung organspezifischer Besonderheiten –
auch bei anderen Organ- (Lunge, Pankreas, Dünndarm), Mehrorgan-
(Herz-Lunge, Nieren-Pankreas), Knochenmark- oder Gewebetransplantati-
onen maßgeblich sind. Somit kann die gesamte Problematik der Organver-
teilung am Beispiel dieser drei Standardtherapien exemplarisch abgehan-

17 Vgl. Engelhardt, Zielkonflikte in Gesundheitssystemen, S. 41 f.; hierzu Junghanns, 
Verteilungsgerechtigkeit, S. 4 f.; sowie Lachmann/Meuter, Medizinische Gerechtigkeit, 
S. 41 f. m. w. N., die hieran anknüpfend ein etwas differenzierteres Modell vorschlagen 
(„Kontextmodell“); vgl. hierzu wiederum Oelert, Organallokation, S. 11 ff. 

18 So wurden in Deutschland seit 1963 62.554 Nieren, 15.290 Lebern und 9.847 Her-
zen, aber lediglich 2.958 Lungen, 2.701 Pankreata (d. h. Bauchspeicheldrüsen) transplan-
tiert; vgl. DSO 2008, S. 25.

19 Vgl. Schmidt, Politik der Organverteilung, S. 17.
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delt werden, ohne eine erhebliche Einbuße an Erkenntnisgewinn befürch-
ten zu müssen20.  

Dagegen sind die rechtlichen Vorgaben für die Besetzung der Wartelis-
ten in diese Arbeit mit einzubeziehen. Formal könnte man sich zwar auf 
den Standpunkt stellen, dass die Besetzung der Wartelisten der eigentli-
chen Verteilungsentscheidung voraus liegt und somit nicht zum Allokati-
onsrecht gehört. Mit dieser Abgrenzung würde man aber der realen Bedeu-
tung der Wartelisten nicht gerecht werden. Denn bereits bei der Besetzung 
der Warteliste wird eine Vielzahl (potentiell) organbedürftiger Patienten 
„aussortiert“, so dass den Wartelisten eine (vor)entscheidende Filterfunkti-
on zukommt21. Insoweit werden auf dieser Ebene zwar keine positiven, 
wohl aber negative Verteilungsentscheidungen getroffen, indem Personen 
von der weiteren Organverteilung ausgeschlossen werden. Die Kriterien, 
anhand derer dieser Ausschluss erfolgt, sind demnach (negative) Vertei-
lungskriterien und daher Teil des Allokationsrechts und in dieser Arbeit zu 
untersuchen; gleiches gilt für das entsprechende Verfahren.

Andere Grundsatzprobleme der rechtlichen Regelung des Transplantati-
onswesens, die in der bisherigen öffentlichen und juristischen Debatte 
größtenteils eine zentralere Rolle als das (bisher nur marginal thematisier-
te) Verteilungsproblem gespielt haben, wird diese Arbeit dagegen gar nicht 
oder allenfalls kurz anschneiden. Neben der Lebendspende betrifft dies 
insb. das Verbot des Organhandels, das Hirntodkonzept, die datenschutz-
rechtlichen Vorgaben des Transplantationsgesetzes, die Gewebespende, 
sowie Probleme des Rechtsschutzes (insb. gegen Verteilungsentscheidun-
gen). Die möglichen Zulässigkeitsvoraussetzungen der Leichenspende
werden dagegen, wenngleich sie nicht unmittelbar – wohl aber mittelbar –
mit der Verteilungsproblematik zusammenhängen, als entscheidende Pa-
rameter zur Bekämpfung des Organmangels bei der Erörterung dieses 
Themas im ersten Kapitel eingehend untersucht.

II. Gang der Darstellung
Die vorliegende Arbeit gliedert sich im Kern in drei Teile. 

Im ersten Teil und im ersten Kapitel sollen zunächst mögliche Strate-
gien gegen den Organmangel erläutert werden, die das Verteilungsproblem 
beheben oder zumindest entschärfen könnten. Ein besonderer Schwerpunkt 
wird hierbei auf den Regelungsalternativen zur geltenden Organentnahme-
regelung liegen.

20 Vgl. Lachmann/Meuter, Medizinische Gerechtigkeit, S. 10 f.
21 Vgl. Höfling-Feuerstein, TPG, Anhang 2 zu § 16 Rn. 1 ff., 14 ff.; sowie ausführlich 

sechstes Kapitel, Glp. C II 1 a) bb).
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Der zweite Teil widmet sich der Darstellung und kritischen Bewertung des 
deutschen Organverteilungssystems. Im zweiten Kapitel soll es zunächst 
um die Entstehung dieses Systems gehen, während im dritten Kapitel aus-
führlich die organisatorischen und rechtlichen Rahmenbedingungen der 
Organverteilung in Deutschland ausgeleuchtet werden. Das vierte Kapitel 
hat die formell-verfassungsrechtliche Bewertung dieses Verteilungssys-
tems zum Gegenstand, während im fünften Kapitel die konkreten Vertei-
lungsverfahren der Organe Niere, Leber und Herz vorgestellt werden sol-
len.

Auf dieser Grundlage können dann im dritten Teil die (materiell)recht-
lichen Grundsätze der Organverteilung untersucht werden. Im sechsten 
Kapitel werden die Vorgaben herausgearbeitet, die dem Transplantations-
gesetz und dem Grundgesetz mit Blick auf die Organverteilung zu entneh-
men sind. Anhand dieses Maßstabs ist dann im siebten Kapitel zu klären, 
welche geltenden Allokationskriterien (verfassungs)rechtlich haltbar sind 
bzw. welche in der Literatur vorgeschlagenen Kriterien rechtmäßig wären.

Zum Abschluss sollen in einer Zusammenfassung Leitlinien für eine 
Reform des Transplantationsrechts skizziert werden.



Erster Teil

Der Organmangel





Erstes Kapitel

Strategien gegen den Organmangel

A. Vorbemerkungen

Die Notwendigkeit und Dringlichkeit des Problems der gerechten Organ-
verteilung beruhen auf dem oben dargelegten Mangel an verfügbaren 
Spenderorganen. Eine Behebung oder zumindest Linderung dieses Organ-
mangels könnte das Verteilungsproblem daher beseitigen oder zumindest 
entschärfen. Welche Strategien hier aus juristischer Sicht weiterhelfen 
könnten, soll Gegenstand dieses Kapitels sein.

Das Problem ist indes nicht neu und war vereinzelt bereits Gegenstand 
wissenschaftlicher Untersuchungen1. Im Zusammenhang mit den Gesetz-
entwürfen zu einem Transplantationsgesetz Ende der 1970er und Mitte der 
1990er Jahre2, sowie in jüngster Zeit anlässlich des Regelungsvorschlags
des Nationalen Ethikrats vom April 20073 oder der spektakulären fiktiven 
„Organspendeshow“ im niederländischen Fernsehen4 wurde es auch zum 
Thema breiter öffentlicher, politischer und rechtswissenschaftlicher Dis-
kussionen. Insoweit beschränkten sich allerdings nicht nur die juristischen 
Beiträge zumeist im Wesentlichen auf die Regelungsoptionen des Gesetz-
gebers hinsichtlich der Voraussetzungen der Organentnahme.

Dieser Aspekt soll auch einen Schwerpunkt der folgenden Ausführun-
gen bilden. Gleichwohl ist bereits hier festzuhalten, dass der Organmangel 
auch von einer Vielzahl nichtrechtlicher Faktoren abhängt, deren genaue 
Erörterung den Rahmen dieser Arbeit freilich sprengen würde. Für die Lö-
sung des Problems Organmangel sind jedoch auch oder sogar gerade diese 
Faktoren von entscheidender Bedeutung, so dass sie hier in Form eines 
Überblicks dargestellt werden sollen, um die Rahmenbedingungen bzw. 
Grenzen rechtlicher Steuerung in diesem Bereich zumindest anzudeuten.

1 Vgl. in jüngerer Zeit z. B.: Breyer/Engelhard, Anreize zur Organspende; Breyer et
alt., Organmangel; Europarat, Organ Shortage; Gold/Schulz/Koch, Organspendeprozess.

2 Vgl. ausführlich zur Gesetzgebungsgeschichte des Transplantationsgesetzes zweites 
Kapitel, Glp. B.

3 Vgl. Ethikrat, Organspenden erhöhen.
4 Vgl. Glp. C II 2, Fn. 75.
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Im Hinblick auf das Kernthema dieser Arbeit soll i. Ü. solchen Aspekten 
besondere Beachtung geschenkt werden, die mit dem Organverteilungssys-
tem selbst zu tun haben; es soll mithin eine mögliche Rückwirkung der 
Problemlösung, gerechte Ressourcenverteilung, auf das Ursprungsproblem, 
Ressourcenknappheit, angesprochen werden. 

B. Ausweitung der Lebendspende

Ein erster Ansatz zur Erhöhung der Anzahl verfügbarer Spenderorgane 
besteht in der Ausweitung der Lebendspende. Bislang ist die Lebendspen-
de nach der gesetzlichen Konzeption die Ausnahme. Denn gem. § 8 Abs. 1 
S. 1 Nr. 3 TPG ist die Lebendspende ausdrücklich subsidiär zur Leichen-
spende, kommt also nur in Betracht, soweit Organe von toten Organspen-
dern nicht zur Verfügung stehen5. Zudem fordert § 8 Abs. 1 S. 2 TPG für 
die Lebendspende nicht regenerierungsfähiger Organe ein Verwandt-
schaftsverhältnis bzw. eine offenkundige besondere Verbundenheit zwi-
schen dem Organspender und dem Organempfänger6. 

Hinter dieser Regel-Ausnahme-Konzeption steht die Überlegung, dass 
die Lebendspende für den Spender mit einem schweren (und zudem 
schmerzhaften) Eingriff in die körperliche Unversehrtheit, sowie nicht un-
erheblichen gesundheitlichen Risiken verbunden ist und zudem die Gefahr 
lebender menschlicher „Ersatzteillager“ bestehe7. Diese Konzeption ist 
aber von der Realität überholt worden. Denn bei einem Anteil der Nieren-
lebendspende an allen Nierentransplantationen in Deutschland i. H. v. 
20,5 % im Jahr 20088 kann von der Lebendspende schwerlich noch als 
„Ausnahme“ gesprochen werden. Zudem ist auch die Begründung des 
Konzepts im Hinblick auf den tödlichen Organmangel und unter Verweis 
auf die Autonomie des Spenders angreifbar9.

5 Ebenso auf europäischer Ebene Art. 19 Abs. 1 des „Übereinkommens zum Schutz 
der Menschenrechte und der Menschenwürde im Hinblick auf die Anwendung von Bio-
logie und Medizin: Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin“ vom 
4.4.1997, ETS Nr. 164 (Biomedizinkonvention – BMK); bzw. Art. 9 des „Zusatzproto-
kolls zur Biomedizinkonvention bezüglich der Transplantation von menschlichen Orga-
nen und Gewebe“ vom 24.1.2002, ETS Nr. 186. Da die Bundesrepublik Deutschland 
beiden Abkommen nicht beigetreten ist, entfalten diese in Deutschland keinerlei Bin-
dungswirkung; vgl. ausführlich drittes Kapitel, Glp. B II 1 b). 

6 Hiermit soll die altruistische Motivation für die Lebendspende sichergestellt und 
ihre Kommerzialisierung verhindert werden, vgl. Höfling-Esser, TPG, § 8 Rn. 63.   

7 Vgl. Esser a. a. O., Rn. 1.
8 Von insgesamt 2.753 Transplantationen erfolgten 2.188 Transplantationen nach 

einer postmortalen Spende und 565 Transplantationen nach einer Lebendspende; vgl. 
DSO 2008, S. 26.

9 Vgl. Schreiber, Ausweitung der Lebendspenden, S. 94 ff.
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